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Kinder
ohne Zukunft?
Dietrich-Wilhelm Rollmann

Noch Immer gibt es In unserem
Lande zahlenmäßig bedeutsame Grup-
pen und Teile der Gesellschaft, deren
Probleme uns weithin gar nicht bewußt
sind. Dazu zählen auch Jugendliche und
Kinder, für die es keine Lobby gibt.

Dietrich-Wilhelm Rollmann, der jugend-
politische Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion, macht sich im nachfol-
genden Beitrag zum Sprachrohr der
Sprachlosen und plädiert nachdrücklich
für eine wirkungsvollere und recht-
zeltigere Hilfe, um Entwicklungsstörun-
gen bei den betroffenen Kindern und
Jugendlichen frühzeitig vorzubeugen
und schädliche gesamtgesellschaftliche
Konsequenzen abzuwehren.

Die Kinderkriminalität steigt. Nach
der polizeilichen Kriminalstatistik
waren 1973 von 100 Tatverdächti-
gen sieben Kinder unter 14 Jahren.
72333 Kinder wurden einer Straftat
verdächtigt. Es steigt auch die Zahl
der verhaltensgestörten Kinder.
Nach einer Untersuchung von Hans-
Christian Thalman bei 150 sieben-
bis zehnjährigen Kindern waren
20 % verhaltensgestört, 30 % ver-
haltensauffällig. Schulschwänzen
und Agressionen nehmen zu. Nach
Auffassung der Hamburger Schul-
behörde sind bereits 15-20% der
Schulkinder „Problemkinder". Kaum
daß die Rauschmittel- und Drogen-
welle kanalisiert ist, greifen Kinder-
und Jugendalkoholismus um sich.
Wie wird es erst werden, wenn
diese Kinder erwachsen sind?

Fehlentwicklungen
frühzeitig bekämpfen!

Wir beklagen unsere Zeit und
stehen hilflos vor dieser Situation.
Wir rufen nach den Eltern, nach

dem Staat, nach strengeren Geset-
zen. Wir bewilligen Gelder für
Polizei, Staatsanwaltschaften und
Gerichte, vielleicht auch noch für
Strafanstalten und Erziehungs-
heime. Kaum Gelder geben wir für
Erziehungsberatungsstellen und für
die berufstätigen Mütter, die zu-
hause bleiben müßten, wenn ihre
Säuglinge und Kleinkinder gut ge-
deihen, die nur einer halbtägigen
Berufstätigkeit nachgehen dürften,
wenn ihre größeren Kinder sich gut
entwickeln sollen. Erst wenn die
Kinder zu „Problemkindern" gewor-
den sind, suchen wir mit viel Mühe
und Geld jene Schäden wieder zu
beseitigen, die dadurch entstanden
sind, daß sie in ihrer frühen Kind-
heit ohne ihre Mütter herangewach-
sen sind. Mehr als 2,6 Millionen
Mütter mit mehr als 4,2 Millionen
Kindern unter 15 Jahren sind
berufstätig. Sogar 700000 Mütter
mit 800000 Kindern unter drei Jah-
ren sind — wie Professor Pechstein
vom Kinderneurologischen Zentrum
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in Mainz sagte - „unter Mißachtung
der entwicklungsbedingten An-
sprüche ihrer Kinder auf indivi-
duelle elterliche Erziehung außer-
häuslich erwerbstätig". Sie wachsen
in einer risikoreichen Fremd- und
Wechselerziehung zwischen Mutter,
Großmutter, Kinderkrippe, Tages-
mutter oder sogar im Heim heran,
weil die Mutter tagsüber im Betrieb
ist. „Dabei liegt" — wie der Münch-
ner Kinderarzt ProfessorHellbrügge
feststellte - „die entscheidende
Voraussetzung für die gesunde
Entwicklung des Kindes, für die
Entwicklung seiner statischen, ma-
nuellen, sozialen und intelligenz-
mäßigen Funktionen und damit für
die Reifung der späteren Lebens-
tüchtigkeit in der personalen Zu-
wendung durch eine mütterliche
Person begründet. Etwa bis zum
vierten Lebensjahr benötigt das
Kind die ständige Anwesenheit der
mütterlichen Person". Die Bedeu-
tung der ersten Lebensjahre wird
auch durch die rasante Entwicklung
des menschlichen Gehirns deutlich,
das am Ende des dritten Lebens-
jahres bereits 80% seines Gewich-
tes erreicht.

Weichenstellungen
schon beim Kleinkind

Bei allen Untersuchungen der
Lebensschicksale von Strafgefan-
genen, Verhaltensgestörten, Rok-
kern, Insassen von Heil- und Pflege-
anstalten, Drogenabhängigen und
Alkoholikern ergibt sich immer wie-
der, daß diese Menschen in ihrer
frühen Kindheit unter Mutterentbeh-
rung gelitten haben, daß ihnen in
der bildsamsten und prägsamsten
Zeit ihres Lebens die beständige
liebevolle Zuwendung ihrer Mutter
oder einer mütterlichen Ersatz-
person gefehlt hat. Sie haben nicht
jene verläßliche Liebe erfahren, die
für das ganze spätere Leben von so
großer Bedeutung ist. Und so dür-

fen wir uns nicht wundern, daß
„aus Kindern ohne Liebe Erwach-
sene voller Haß" (Rene Spitz) ge-
worden sind, daß viele sich im spä-
teren Leben als weithin lebens-
untüchtig erwiesen haben.

Das amerikanische Forscherehe-
paar Glueck hat schon vor 25 Jah-
ren bei einer Untersuchung von
500 kriminellen und nichtkriminel-
len Kindern und Jugendlichen im
Alter zwischen 11 und 17 Jahren
nachgewiesen, daß zwischen diesen
beiden Gruppen kein Unterschied
so bemerkenswert war wie der ihres
familiären Schicksals. Anhand der
von den Gluecks entwickelten, auf
die Erziehungsrolle der Mutter be-
zogenen Prognosetafel hat die New
YorkerJugendbehörde im Jahr 1952
Prognosen für die Zukunft von
301 Jungen gestellt. Von 33 Jungen,
denen eine kriminelle Zukunft pro-
gnostiziert war, wurden später 28 —
d. h. 85 % - kriminell. Von 243 Jun-
gen, denen eine günstige Prognose
gestellt war, kamen auch 236 —
d.h. 97% - nicht mit den Straf-
gesetzen in Konflikt. Von 25 Jun-
gen, denen keine klare Prognose
gestellt werden konnte, wurden
9 kriminell, 16 blieben nichtkrimi-
nell. Bei 90% aller Kinder also
kann bereits im Alter von fünf bis
sechs Jahren aufgrund der Fami-
liensituation erkannt werden, ob
eine kriminelle Gefährdung vorliegt
oder nicht!

Wenn wir in diesem Lande wirk-
lich etwas gegen Kriminalität, Ver-
haltensstörungen und Süchte tun
wollen, dann genügt es nicht mehr,
die Symptome zu bekämpfen, dann
müssen wir sehr viel früher anset-
zen: in der frühen Kindheit, wenn
die Grundlagen für das spätere
Leben gelegt werden, spätestens in
der frühen Schulzeit, wenn noch
Korrekturen vorgenommen werden
können.

Wider die unechte
Alternative:
Kind - Beruf!

Es ist und bleibt das Fundamen-
talste, daß sich die Mütter voll und
ganz ihren kleinen Kindern wieder
zurückgeben, daß wir alle den Müt-
tern diesen Entschluß erleichtern
und ermöglichen. Auch wenn die

Wirtschaft noch so sehr nach der
Mitarbeit der Frau ruft, auch wenn
die Frau zunehmend nach dem Be-
ruf verlangt, die Mutter hat - wenn
nicht der Vater oder eine andere
feste Bezugsperson zur Verfügung
steht — zuerst für ihr Kind dazu-
sein. Nicht ihr Beruf, sondern ihr
Kind hat den ersten Anspruch auf
sie. Die 700 000 erwerbstätigen
Mütter mit den 800000 Kindern
unter drei Jahren gehören nicht in
den Betrieb, sondern ganztägig
in das Haus. Die zwei Millionen
erwerbstätigen Mütter mit den 3,6
Millionen Kindern zwischen drei
und fünfzehn Jahren sollten höch-
stens einer halbtägigen Berufstätig-
keit nachgehen. Nur dann können
die Kinder in einer Atmosphäre der
Geborgenheit aufwachsen, die für
ihre Entwicklung so notwendig ist.

Wenn Kinder aber wirklich nicht in
ihrer eigenen Familie aufwachsen
können, müssen sie in einer Ersatz-
familie — bei Pflege- oder Adoptiv-
eltern — das unentbehrliche neue
Zuhause finden.

Nun sind zweifellos viele Mütter
aus wirtschaftlichen Gründen auf
eine Erwerbstätigkeit angewiesen.
Das Einkommen vieler Väter ist un-
zulänglich. Der Familienlastenaus-
gleich ist trotz der Kindergeld-
reform unzureichend und nicht
dynamisiert. Der Lebensstandard
einer Familie mit Kindern liegt
heute weit unter dem eines kinder-
losen Ehepaares, wo beide Ehe-
partner arbeiten. Aus diesem Grunde
ist der Gesetzentwurf der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion auf Ein-
führung eines Erziehungsgeldes
(Drucksache 7/2031) von so ent-
scheidender Bedeutung. Jede Mut-
ter (oder jeder Vater), die im ersten
Lebensjahr ihres Kindes um der
Pflege und Erziehung dieses Kin-
des willen ihre Berufstätigkeit
unterbricht, soll pro Kind und
Monat ein sozial gestaffeltes Erzie-
hungsgeld zwischen 300 DM und
700 DM erhalten. Unser Gesetzent-
wurf ist von der Regierungskoali-
tion aus völlig konträren Gründen
kritisiert worden: einerseits weil er
zu wenig an Leistungen für die
berufstätige Mutter bringt, anderer-
seits weil er den ohnehin defizitä-
ren Haushalt noch weiter belastet.

Ich meine, daß unser Gesetzent-
wurf wenigstens ein Schritt in die
richtige Richtung ist und sich seine
Kosten von 1,4 Mrd. DM jährlich
etwa im Vergleich zu den 13,5 Mrd.



DM, die eine zehnprozentige Besol-
dungserhöhung im öffentlichen
Dienst erfordert, gering ausnehmen.

Jugendhilfe als Elternhilfe

Geradezu grotesk mutet es an,
wenn Mütter ihre Kinder in Fremd-
oder Wechselerziehung geben, um
dann bei einer außerhäuslichen
Erwerbstätig keit kaum mehr und
meist weniger zu verdienen als
etwa die Heimunterbringung ihres
Kindes kostet. Ein Platz im Kinder-
heim kostet die Öffentliche Hand
heute zwischen 1500 DM und 3000
DM monatlich, in einer Kinder-
krippe 390 DM, bei einer Tages-
mutter 450 DM. Wenn dieses Geld
ganz oder teilweise den Müttern
zugewendet werden würde, die
wegen ihrer außerhäuslichen Er-
werbstätigkeit ihr Kind weggeben
müssen, könnten diese Mütter auf
ihre Erwerbstätigkeit mehr oder
minder verzichten und sich ihrem
Kinde widmen. Bei der Novellie-
rung des Bundessozialhilfegesetzes
hat der Gesetzgeber richtig gehan-
delt, als er in Paragraph 18 be-
stimmte, daß einem „Hilfesuchen-
den eine Arbeit vor allem nicht
zugemutet werden darf, soweit

dadurch die geordnete Erziehung
eines Kindes gefährdet werden
würde". In einem Kommentar heißt
es dazu: „Wegen der neueren
Erkenntnisse der frühkindlichen
Entwicklung empfiehlt es sich, von
Müttern mit Kindern bis zu drei
Jahren grundsätzlich keine Arbeits-
aufnahme zu verlangen." Unter die-
sem Gesichtspunkt muß die ge-
samte außerhäusliche Erwerbstätig-
keit von Müttern, die deswegen ihre
Kinder in Fremd- oder Wechsel-
erziehung geben müssen, neu über-
dacht werden.

Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben
an den Kindern aber dürfen wir die
Eltern nicht alleine lassen. Mehr
denn je ist Jugendhilfe heute
Elternhilfe. Viele Eltern sind auf
eine verantwortungsbewußte Eltern-
schaft nicht vorbereitet und werden
mit den Erziehungsproblemen ihrer
Kinder in unserer so komplizierten
Welt nicht fertig. Heute haben wir
auf 300000 Einwohner nur eine
Elternschule. Die Wartezeiten in
den Erziehungsberatungsstellen
sind unerträglich lang. 800 Erzie-
hungsberatungsstellen fehlen. El-
ternbildung und Erziehungsberatung
müssen darum in den nächsten
Jahren ganz stark ausgebaut wer-
den.

„Nirgendwo werden" — schreibt
Erwin Lausch in seinem Buch „Mut-

ter, wo bist du?" — „Schulanfänger
auf kriminelle Gefährdung getestet
und dementsprechend wird auch
nirgendwo versucht, systematisch
die Entwicklung gefährdeter Kinder
in sozial erwünschte Bahnen zu len-
ken." Schon heute, da die große
Welle der verhaltensgestörten und
kriminellen Kinder ja erst auf uns
zurollt, fehlen 1600 Planstellen für
Schulpsychologen, wissen die
Schulpsychologischen Dienste vor
Arbeit nicht ein noch aus.

Wir haben heute die Kenntnisse
und Erfahrungen, Verhaltensstö-
rungen und kriminelle Gefährdung
bei Kindern zu vermeiden und zu
behandeln. Warum machen wir von
unserem Wissen einen so geringen
Gebrauch? Müssen Kriminalität,
Verhaltensstörungen und Süchte
noch weiter steigen? Muß der Lei-
stungsdruck auf unsere Gesellschaft
erst unerträglich werden, bis diese
Gesellschaft sich dazu entschließt,
Fehlentwicklungen bei unseren Kin-
dern und Jugendlichen frühzeitig zu
bekämpfen, ja sie gar nicht erst
entstehen zu lassen? Wir müssen
die Verteidigungslinien vorverle-
gen — in die frühe Kindheit und
Schulzeit, indem wir dafür Sorge
tragen, daß dort bereits unsere
Kinder in ihren elementaren Be-
dürfnissen befriedigt werden.

Kurz notiert

EAK-Aktivierung
im Rhein-Sieg-Kreis

Siegburg: „Die Verantwortung
des Christen in unserem Staat" war
das zentraleThema derGründungs-
veranstaltung des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU im Rhein-
Sieg-Kreis, in deren Mittelpunkt ein
viel beachtetes Referat des stell-
vertretenden EAK-Bundesvorsitzen-
den Kai-Uwe von Hassel, MdB,
stand. Von Hassel führte u. a. aus,
daß auch die CDU wisse, daß aus
dem Christentum keine Rezepte für
die aktuelle Politik abgeleitet wer-
den könnten. Christ sein — so sagte
er - hieße für ihn jedoch, sich zu
bemühen, mitzuwirken, einzugrei-
fen in das Gestalten der Welt —

nicht im Sinne der Ideologie, daß
eines Tages schon auf Erden das
Paradies sei — wohl aber, daß das
Gute in der Welt mehr Platz als das
Böse, das Destruktive habe. Zu
Beginn der Veranstaltung hatte der
CDU-Kreisvorsitzende, Karl Lamers,
auf die Aufgabenstellung des EAK
hingewiesen. Mit der Leitung des
neugegründeten Arbeitskreises
wurde Ottfried Hennig beauftragt,
der zuvor die Zuhörer zur Mitarbeit
an den drängenden Grundsatzfra-
gen unserer Zeit aufgerufen hatte.
An der Veranstaltung nahmen als
Gäste u. a. der EAK-Vorsitzende
aus Bonn, Hartmut Gassner, CDU-
Landtagsabgeordneter Helmut Loos
sowie der stellvertretende rheini-
sche EAK-Landesvorsitzende, Dr.
Peter Egen, teil.

Der Christ im Straßenverkehr

Overath: Vor vollbesetztem Haus
veranstaltete der Evangelische Ar-
beitskreis der CDU Overath die
erste Folge einer Podiumsdiskus-
sion „Der Christ im Straßenver-
kehr". Staatsanwalt Dr. Rolf Hahn,
Heiligenhaus — als Jurist, Dekan
J. Ottemeyer, Bonn - als Theologe,
Polizeidirektor Reuber, Bergisch
Gladbach, Otto Unterbusch — als
ehemaliger Leiter des Straßenver-
kehrsamts, Bergisch Gladbach, er-
öffneten die Diskussion.

Die fundierten, sachlichen Aus-
sagen machten deutlich, daß nicht
die Technik, nicht unzulängliche
Straßen, sondern der Mensch Un-
fallverursacher Nr. 1 ist. Die Explo-
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sion bei den Kraftfahrzeugzulassun-
gen in den letzten Jahren begün-
stigten diese Entwicklung.

Verantwortung für den Nächsten,
Rücksichtnahme, bewußter Abbau
von Aggressionen vor Fahrantritt,
sollten oberster Grundsatz für jeden
Autofahrer sein.

Zur Frage, wie idealere, bewuß-
tere Verkehrsteilnehmer erzogen
werden könnten, wies der anwe-
sende CDU-Landtagskandidat Dr.
Hubert Türk auf verbesserte Ver-
kehrserziehung in Kindergärten
und Schulen hin. Zudem müßten die
Erwachsenen Kindern im Straßen-
verkehr ein Vorbild sein. Aufgrund
der in Bergisch Gladbach gemach-
ten Erfahrungen mit einem Ver-
kehrskindergarten regte Türk die
Einrichtung weiterer derartiger
Schulungsstätten an, die auch für
die Kinder der ersten Schuljahre
zugänglich sein müßten.

Wie der Vorsitzende des Evan-
gelischen Arbeitskreises der Ove-
rather CDU, Günter Babucke, er-
klärte, soll dem Thema in weiteren
Veranstaltungen nachgegangen
werden, um neue Denkanstöße für
eine noch bessere Verkehrssicher-
heit zu vermitteln.

Gewalt-Theorien mit christlichem
Auftrag unvereinbar

Kiel: Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende des EAK Dr. Gerhard
Stoltenberg hat die schleswig-hol-
steinische Landeskirche aufgefor-
dert, sich in der Auseinanderset-
zung mit verfassungsfeindlichen
Kräften ein ähnliches Instrument
zuzulegen, wie es sich die Minister-
präsidenten der Länder mit dem
sogenannten Extremistenerlaß ge-
schaffen haben. Vor der Presse in
Kiel wiederholte Stoltenberg seine
vor einigen Wochen in Berlin ge-
äußerte Auffassung, daß revolu-
tionäre Theorien, in denen Gewalt
propagiert werde, mit dem christ-
lichen Auftrag unvereinbar seien.

Stoltenberg betonte, die Kirche
könne der Auseinandersetzung mit
Verfassungsfeinden nicht auswei-
chen. Sie müsse vielmehr klar zu
erkennen geben, was mit dem Auf-
trag und der Glaubwürdigkeit der
Kirche noch zu vereinbaren sei. Da-
bei müsse sie eigene Maßstäbe
entwickeln, die nicht unbedingt
mit dem Erlaß der Ministerpräsiden-
ten übereinzustimmen brauchten.

Welche grundsätzliche Auffassung
die Kirche vertrete, habe sich be-
reits gezeigt: Nach langen Diskus-
sionen habe sie in einigen schles-
wig-holsteinischen Fällen klare
Konsequenzen gezogen.

Zur Diskussion aufgerufen

Bonn: Der von der Entwicklungs-
politischen Kommission der CDU
verabschiedete Entwurf „Entwick-
lungspolitische Leitlinien", der
kürzlich von dem zuständigen
Experten der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, dem Abgeordneten Dr.
Jürgen Todenhöfer, in Bonn der
Öffentlichkeit vorgestellt wurde, ist
vom Evangelischen Arbeitskreis der
CDU/CSU begrüßt worden. Wie der
Bundesgeschäftsführer des Arbeits-
kreises, Dr. Peter Egen, dazu mit-
teilte, wird zum ersten Mal für den
Entwicklungshilfebereich ein lang-
fristiges Konzept von Seiten der
CDU vorgelegt, von dem man über-
zeugt sein kann, daß hiermit koope-
rativ auch der kirchliche Bereich
der Entwicklungspolitik angespro-
chen wird.

Dieser Entwurf, so heißt es beim
Evangelischen Arbeitskreis, könne
durchaus Maßstab für das Gerech-
tigkeitsdenken einer auf christlicher
Verantwortung aufbauenden Partei
sein. Er sei darüber hinaus offensiv
und gebe eindeutig der bilateralen
Hilfe, unter besonderer Einbezie-
hung der Länder der vierten Welt,
den Vorzug.

Der Evangelische Arbeitskreis hat
die kirchlichen Stellen zur Diskus-
sion über den Entwurf aufgerufen,
damit die großen Erfahrungen der
kirchlichen Entwicklungshilfe vor
der endgültigen Verabschiedung
der Leitlinien durch die CDU/CSU
entsprechend eingebracht werden
können.

Begegnungsveranstaltung
Kirche - CDU

Bad Boll: Auf einer durch ein
hohes Niveau gekennzeichneten
Begegnungsveranstaltung zwischen
der württembergischen Landes-
kirche und der CDU Baden-Würt-
tembergs erklärte CDU-General-
sekretär Prof. Dr. Kurt Biedenkopf,
daß das Verhältnis zwischen Kir-
chen und politischen Parteien nicht

durch Neutralität bestimmt sein
dürfe. Die Kirchen dürften nicht nur,
sie müßten sich sogar zu so grund-
legenden Fragen wie etwa der Defi-
nition des menschlichen Lebens
oder der Berechtigung von Gewis-
sensprüfungen äußern.

An der Tagung nahmen aus dem
Bereich der CDU u. a. Ministerprä-
sident Dr. Hans Filbinger, Frau
Minister A. Griesinger, Justizmini-
ster Dr. Traugott Bender (Vorsit-
zender des EAK Baden), CDU-Frak-
tionsvorsitzender Lothar Späth,
Staatssekretär Dr. Mahler, EAK-
Landesvorsitzender Arved Deringer
sowie mehrere Bundes- und Land-
tagsabgeordnete teil. Die landes-
kirchliche Seite war durch Landes-
bischof D. Helmut Claß und den
Stuttgarter Prälaten Hermann Rieß
vertreten. Rieß sprach in seinem

Gemeindetag unter
dem Wort
Wer Jesus hat — hat das Leben

29. Mai 1975, Stuttgart, 10-16 Uhr,
Neckarstadion

Kirchentag 75
In Ängsten — und siehe wir leben

11.-15. Juni 1975, Frankfurt, Messe-
gelände

(Aus technischen Gründen weitere Informatio-
nen zum Kirchentag erst in der April-Ausgabe
der Evangelischen Verantwortung)

Referat von den drei „Zumutungen"
Versöhnung, Gerechtigkeit und
Hoffnung, mit denen die Kirche den
politischen Parteien gegenübertrete.
Er hob hervor, daß jedermann zur
Versöhnung eingeladen sei, auch
und gerade im Umgang mit dem
politischen Gegner. Einsichten müß-
ten geweckt werden, die zu Lasten
des Wohlstandes gehen.

Ministerpräsident Dr. Filbinger
befürwortete eine „Entente Cor-
diale", einen verständnisvollen und
vertrauensvollen Umgang zwischen
der CDU und den Kirchen. Ziel
einer christlichen Partei müsse
allerdings die Realisierung der
„Freiheit der unverkürzten Men-
schenrechte" sein. Gleichzeitig for-
derte er eine Vermenschlichung der
Bildung, eine klare Absage an Ge-
walt und Klassenkampf und warnte
davor, Demokratie als einen Weg
zu innerweltlicher Erlösung mißzu-
verstehen.
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Die Kirche und ihr Geld
Wilhelm Imhoff

Der Verfasser des folgenden Beitra-
ges Ist Vorsitzender des Ständigen
Finanzausschusses der Synode der
EKD und gleichzeitig Vorsitzender des
Evangelischen Arbeitskreises der CDU
in Hamburg sowie Mitglied der Ham-
burger Bürgerschaft. Die Evangelische
Verantwortung hält es für hilfreich, ihre
Leser durch einen Experten des kirch-
lichen Haushaltswesens über das oft
leidige Thema „Kirche und Geld" infor-
mieren zu können.

Es ist üblich geworden, an den
Anfang eines Artikels oder Ge-
spräches über das Thema „Kirche
und Geld" eine Erklärung, fast
schon eine Art Entschuldigung zu
stellen, daß es auch die Kirche mit
einem so profanen Gegenstand zu
tun hat, warum dies so ist und wes-
halb man darüber unbefangen
reden sollte. Das ist deshalb merk-
würdig, weil schließlich jeder weiß,
daß eine Institution in dieser Welt
nur dann existieren und ihre Auf-
gabe erfüllen kann, wenn sie über
die dafür erforderlichen Mittel ver-
fügt. Auch ein Theater beispiels-
weise oder eine Universität hat es
mit „geistigen Werten" zu tun —
und braucht dennoch Geld. Mit der
Kirche ist es nicht anders. Und
wenn eine Kirche Großkirche —
Volkskirche ist, wie in Deutschland,
benötigt sie sogar erhebliche Mit-
Ul. Hier gehören immerhin mehr
als 90 % der Bevölkerung zur evan-
gelischen oder katholischen Kirche,
die evangelische allein hat rd.
28,5 Mio. Gemeindeglieder in der
Bundesrepublik. Entsprechend groß
sind die Aufgaben, die die Evan-
gelische Kirche in Deutschland mit
ihren Gliedkirchen, Kirchenkreisen
und Kirchengemeinden zu erfüllen,
die Dienste, die sie zu leisten hat.

Die grundlegende Bedeutung
der Einnahmen aus Kirchensteuern

Woher stammt nun das Geld, das
die Kirche benötigt, um diesen An-
forderungen gerecht werden zu
können? Eine mehr rhetorische
Frage, denn es ist bekannt, daß der
größte Teil der kirchlichen Mittel

aus den Kirchensteuer-Einnahmen
stammt. 1973 waren es rd. 3,6 Mil-
liarden DM. Zwar haben die Kir-
chen außer aus Kirchensteuern
auch noch andere Einnahmen, z. B.
aus Staatsleistungen, Sammlungen
und Vermögenserträgnissen, wobei
das Bild von Landeskirche zu Lan-
deskirche sehr unterschiedlich ist,
aber selbst Landeskirchen mit rela-
tiv hohen Einnahmen dieser Art
(Staatsleistungen spielen dabei vor
allem eine Rolle, wie z. B. in Kur-
hessen-Waldeck und Württemberg),
finanzieren ihre Ausgaben weit
überwiegend aus Kirchensteuer-
Einnahmen. Die Kirchensteuern vom
Lohn bzw. Einkommen machen hier
den größten Teil aus. Die sonstigen
Kirchensteuern, wie z. B. Kirchen-
grundsteuern, fallen demgegenüber
kaum ins Gewicht, auch wenn sie
örtlich durchaus von Belang sein
können. Größere Bedeutung wird
in Zukunft möglicherweise wieder
das Kirchgeld oder eine Mindest-
betragskirchensteuer haben, weil
auf Grund der am 1. Januar 1975
wirksam gewordenen Steuerreform
viele Gemeindeglieder, selbst
solche mit mittlerem Einkommen,
zwar noch staatliche Lohn- bzw.
Einkommensteuer zahlen, aber
keine Kirchensteuer mehr, und es
nicht unbillig wäre, auch von die-
sen Gemeindegliedern einen —
kleinen — Beitrag zur Finanzierung
der kirchlichen Ausgaben zu erhe-
ben. Die Mindereinnahmen infolge
der Steuerreform werden auch dann
noch unangenehm fühlbar werden
und die Kirchen zwingen, manche
Aktivitäten einzuschränken oder
gar aufzugeben, weil das Geld nicht
reicht.

Bevor ich auf die Frage eingehe,
ob die Kirchensteuer ein geeignetes
Finanzierungssystem für die Kirchen
ist, noch ein Gedanke zu den vor-
her erwähnten Vermögenserträg-
nissen. Es bestehen bei manchen
Leuten gänzlich falsche Vorstellun-
gen über den angeblichen Reichtum
der Kirche. Tatsächlich ist das
ertragbringende Vermögen der
Kirchen minimal. Der überwiegende
Teil hiervon besteht in solchen Bau-
lichkeiten, die selten etwas einbrin-
gen, sondern meistens viel kosten,

wie z. B. die großen Stadtkirchen.
Geldvermögen ist kaum vorhanden,
und wenn, dann in der Form von
zweckgebundenen Rücklagen gerin-
gen Umfangs. Ein Beispiel hierzu:
Die EKD hat eine Betriebsmittel-
Rassen-) Rücklage von rd. 3,5 Mio.
DM. Bei einem Haushaltsvolumen
von rd. 145 Mio. DM (1974) ist das
wenig, denn es entspricht dem
Zahlungsmittelbedarf der EKD-
Kasse von ganzen 9 Tagen! Bei den
Landeskirchen sieht es ähnlich aus.

Doch zurück zur Kirchensteuer
als Finanzierungssystem. Wenn
sich überwiegend die Erkenntnis
durchgesetzt hat — Ausnahmen
bestätigen die Regel —, daß die
Kirchensteuer im Prinzip zu beja-
hen ist, weil sie eine einigermaßen
gerechte, da an der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit des einzelnen
Kirchenmitglieds orientierte, prakti-
kable und verwaltungsmäßig wirt-
schaftlichste Form der Erhebung
von — nun einmal notwendigen —
Beiträgen darstellt, so kann man
das nur begrüßen. Andere Beitrags-
und Finanzierungsformen, die ge-
legentlich einzelne, dafür aber um
so lautstärkere Befürworter finden,
lassen sich nicht einfach auf hiesige
Verhältnisse übertragen. Das gilt
insbesondere für die in den USA
praktizierten Beitragsformen, die
unter völlig anderen Voraussetzun-
gen stattfinden und im übrigen
ebenfalls nicht unproblematisch
sind. Solange die Kirche Volks- und
nicht Freiwilligkeitskirche wie in
den USA ist, hat sie den Auftrag,
Kirche für das ganze Volk zu sein.
Die ursprüngliche Form des Staats-
kirchenwesens mit der innigen Ver-
bindung von Staat und Kirche ist in
Deutschland beendet. Auch die
Form des nach der Reformation
daraus entstandenen Landeskir-
chentums verschiedenartigster juri-
stischer Prägung verändert sich im
Sinne eines engeren organisato-
rischen Zusammenschlusses be-
kenntnisgleicher Landeskirchen, wie
z. B. in der im Entstehen begriffe-
nen nordelbischen lutherischen
Kirche. Die Trennung von Staat und
Kirche — auch in finanzieller Bezie-
hung — ist in allen Landeskirchen
durchgeführt, ohne daß damit die
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Volkskirche Ausdruck einer Rechts-
form der Kirche geworden ist.
Volkskirche ist heute vielmehr die
Bezeichnung einer Situation und
einer in Geltung stehenden Sitte,
von der niemand sagen kann, wie
lange sie noch praktiziert werden
wird. Die Diskussion um Vorzüge
und Nachteile dieser Situation
dauert schon seit dem Aufkommen
des Pietismus an. Die Bekennende
Kirche und die Gemeinschaftsbewe-
gung weisen auf die Nachteile hin,
die darin bestehen, daß die Grenze
zwischen Kirche und Welt ver-
wischt wird. Die Vorzüge der Volks-
kirche liegen in der Möglichkeit des
offenen Zugangs zu breiten Bevöl-
kerungsschichten und an der Unter-
streichung des Öffentlichkeits-
charakters der Kirche. Das geist-
liche Amt ist von Einzelgruppen
oder Geldgebern in der Gemeinde
unabhängiger. Derzeit ist nicht
bekannt, daß in irgendeiner Lan-
deskirche die Absicht besteht, die
volkskirchliche Situation im Allein-
gang zu Gunsten einer freikirch-
lichen Lösung zu beenden. Ande-
rerseits wird aber auch keine Kir-
chenleitung bereit sein, ihren Wei-
terbestand durch Konzessionen an
den Staat zu erkaufen.

Eines ist jedenfalls mit Sicherheit
zu erwarten: Sollte es in Deutsch-
land zu einer freikirchlichen Situa-
tion kommen und die finanziellen
Beiträge der Glieder der Kirche
nicht mehr über den Steuerabzug,
sondern freiwillig geleistet werden,
dann würden den evangelischen
Kirchen wohl nur noch 10% der
heutigen Mittel zur Verfügung ste-
hen. In die Volkskirche wird der
Mensch hineingeboren. In die Frei-
willigkeitskirche tritt der Erwach-
sene auch bei Kindertaufe erst kraft
eigenen Entschlusses ein und be-
stimmt seinen Beitrag selbst. Die
Schätzung von nur noch 10%
Kirchensteuereinnahmen für den
Fall der Freiwilligkeitskirche im
Verhältnis zur Volkskirche heute
sollte alle Kritiker an der jetzigen
Form der Volkskirche und an ihrer
Finanzwirtschaft vor voreiligen
Empfehlungen und Entschlüssen
bewahren.

Für Vereinheitlichung der Hebesätze

Bedauerlich ist, daß die Glied-
kirchen die ohnehin mit der Kir-
chensteuer wie mit jeder Steuer
verbundenen Probleme noch da-

durch vermehren, daß sie auf die-
sem Gebiet die unterschiedlichsten
Regelungen treffen. Die verschie-
den hohen Kirchensteuer-Hebe-
sätze sind nur eines davon, z. Z.
aber wohl das gewichtigste. Man
sollte sich in den Gliedkirchen
davor hüten, hier allzusehr auf die
Autonomie zu vertrauen. Eine Ver-
einheitlichung der Kirchensteuer-
Hebesätze ist dringend nötig, unter-
schiedliche Hebesätze werden we-
gen der heutigen Mobilität der
Bevölkerung und wegen der zuneh-
menden Verwaltungskonzentration,
auch in der Wirtschaft, immer mehr
zum Ärgernis. Das Ziel, bei 8% zu
harmonisieren, ist angesichts der
derzeitigen mißlichen Kirchensteuer-
situation für mindestens fünf Jahre
hinausgeschoben. Eine Wieder-
erhöhung von 8 auf 9% haben
soeben die Landeskirchen von
Bayern, Württemberg und Hamburg
strikt abgelehnt, weil Kirchen trotz
nachweisbaren Bedarfs nicht die
Steuern erhöhen können, wenn
gleichzeitig der Staat Steuerermä-
ßigungen anstrebt.

Berücksichtigung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

Naturgemäß spielt auch für die
kirchlichen Finanzen die gesamt-
wirtschaftliche Situation eine große
Rolle. Kostensteigerungen treffen
auch die Kirchen, eine schlechte
Konjunktur wirkt sich auf die kirch-
lichen Einnahmen negativ aus, und
selbst Wechselkursänderungen sind
nicht ohne Belang, wenn z. B.
deutschsprachige Gemeinden im
Ausland unterstützt oder Hilfspro-
jekte in der Dritten Welt finanziert
werden. Auf die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung, von der
die Kirchensteuereinnahmen wie
alle Steuereinnahmen positiv oder
negativ direkt abhängig sind, kön-
nen die Kirchen kaum Einfluß neh-
men. Sie wären dafür in der Regel
auch nicht kompetent und würden
sich, wollten sie es versuchen, nur
dem Vorwurf aussetzen, sie handel-
ten nach dem Motto „Wir wissen
zwar nicht alles, aber jedenfalls
alles besser". Wichtig ist jedoch,
die wirtschaftliche Entwicklung
laufend sorgfältig zu beobachten,
um sich rechtzeitig auf die Folgen
u. a. bei den Kirchensteuereinnah-
men einstellen zu können.

So ließ sich der Haushaltsaus-
schuß der EKD bei seinen Beratun-
gen des Haushalts für 1975 von

folgenden Überlegungen leiten: Die
konjunkturelle Lage stellt sich so
unübersichtlich wie nie zuvor dar.
Bei steigender Arbeitslosigkeit und
zunehmender Kurzarbeit sowie bei
mangelnder Investitionsneigung
zeichnet sich die Gefahr einer Sta-
gnation der Wirtschaft bei noch
nicht gebremster Tendenz zur Infla-
tion ab. Auch die weltwirtschaftliche
Situation, die restriktive Entwick-
lung in den USA sowie die Störung
der Welthandelsströme durch die
seit einem Jahr dauernde Ölkrise
lassen einstweilen keine Konjunk-
turbelebung oder Besserung der
wirtschaftlichen Lage erwarten. Die
Wirtschaftskrise ist so umfassend,
daß sie über 1975 hinaus auch auf
das Jahr 1976 durchschlagen wird
und für die Entwicklung des kirch-
lichen Geldwesens Negatives erwar-
ten läßt.

Das kirchliche Geldwesen ist an
einer Wende angekommen. Finan-
zielle Engpässe sind nicht nur kurz-
fristig, sondern zumindest auch mit-
telfristig zu durchstehen. Was in
Haushalten der Gliedkirchen wie
der EKD in reichen Jahren an Akti-
vitäten vielfach zu unbefangen auf-
gegriffen wurde, muß wieder auf
das Wesentliche konzentriert bzw.
zurückgeführt werden. Wir haben
in der Kirche vielfach über unsere
Verhältnisse gelebt.

Das Kirchensteueraufkommen
wird in 1975 gegenüber 1974 rück-
läufig sein. Es darf allenfalls gehofft
werden, daß es auf dem Stande von
1973 verbleiben wird. Zwar vermag
niemand einwandfreie Prognosen
über die Höhe des Kirchensteuer-
aufkommens zu stellen, einig sind
sich die Fachleute lediglich darüber,
daß die Einnahmen aus Kirchen-
steuern eine Minderung von minde-
stens 600 Mio. DM erfahren werden.

In Württemberg wird erwartet,
daß mindestens ein Drittel der
evangelischen Kirchenmitglieder in
1975 keine Kirchensteuer mehr zah-
len werden. Die Kirchensteuerein-
gänge werden auch dadurch gemin-
dert, daß in einer Reihe von Lan-
deskirchen der Kirchensteuerhebe-
satz von 10 auf 9% mit Wirkung
vom 1. Januar 1975 herabgesetzt
wurde.

Transparenz
der Haushalte erforderlich

Wer heute über Kirche und Geld
spricht, muß auch eine Aussage zu
der Schrift: „Wie stabil ist die
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Kirche?" treffen (siehe auch Evan-
gelische Verantwortung Nr. 1/1974,
Seiten 10-12). Die Kirche ist wie-
der einmal ins Gerede geraten. Ihre
Kritiker verkünden: „Die Mitglieder
wenden sich von ihr ab. Die Kirche
verliert ihre Stabilität". Stimmt das
wirklich? Die Evangelische Kirche
in Deutschland hatte eine Unter-
suchung in Auftrag gegeben, die
vom Institut für Absatzforschung
durchgeführt wurde. Das Ergebnis
kann man kurz zusammengefaßt so
bezeichnen: Zu einer pessimisti-
schen Prognose für die Volkskirche
besteht kein Anlaß. Die Unter-
suchung hat ergeben, daß die Mit-
gliedschaft in der Kirche großen-
teils anders gesehen wird als die
Mitgliedschaft bei Gewerkschaften,
Parteien und Vereinen. Sie wird
weithin empfunden als ein Merk-
mal, das man von Kind auf traditio-
nell und selbstverständlich besitzt.

Nur ein Drittel fühlt sich der
Kirche „sehr" oder „ziemlich" ver-
bunden, ein Drittel „etwas" und ein
weiteres Drittel „kaum" oder „über-
haupt nicht" verbunden. Für 84%
kommt ein Kirchenaustritt nicht in
Frage. Taufe und Kindergottes-

dienst werden von einer deutlichen
Mehrheit in Anspruch genommen.

Für die Mehrheit der Protestanten
gibt es nach wie vor einen selbst-
verständlichen unproblematischen
Zusammenhang zwischen Kirche,
Christentum und Religion. Die tra-
ditionellen Zuständigkeiten der
Kirche werden bejaht. Dazu werden
in hohem Maße die sozial-diako-
nischen Dienste gerechnet.

Abschließend möchte ich feststel-
len, daß die Bereitschaft der Kirche
gestiegen ist, ihre finanziellen An-
gelegenheiten sehr viel offener zu
behandeln, als dies in früheren Zei-
ten der Fall war. Aus unbegreiflichen
Gründen lag vielfach ein Schleier
des Geheimnisses über diesem
Bereich, obwohl die Verfahren der
Beschlußfassung, Verwaltung und
Kontrolle der Finanzen kaum sorg-
fältiger, auch und gerade im Sinne
von Mitwirkung und „Teilung der
Gewalten", geordnet sein können,
als es seit langem der Fall ist. Wenn
irgendwo Offenheit notwendig ist,
dann hier.

Verbindet sich mit der Frage nach
der Kirche und ihrem Geld nicht

auch Unverständnis darüber, was
Kirche eigentlich ist und ihrem Auf-
trag gemäß bleiben muß? Letztlich
geht es bei den Finanzfragen gar
nicht um „Steuer" im säkularen
Sinn, um Beitrag und Satzung wie
bei der Einrichtung des allgemei-
nen bürgerlichen Rechts, um „Inve-
stitionen" und Finanztransaktionen,
sondern um Verkündigung des
Evangeliums und um seine Bezeu-
gung in der Vielfalt von Predigt und
Diakonie in den uns jeweils aufge-
gebenen Formen. Das ist nicht
Selbstdarstellung und Erhaltung
überkommener Formen, sondern
Gottesdienst, Dienst Gottes an der
Welt im weitesten und lebendig-
sten Sinne eines unüberhörbaren
Auftrags und seiner Verheißung.

Wer sich mit der Finanzgebarung
der Kirche beschäftigt, kann das
nur in der klaren Erkenntnis tun,
daß das Geld in der Kirche eine
notwendige Funktion hat, die sich
den eigentlichen Aufgaben der
Kirche, nämlich sowohl Verkündi-
gung als auch Diakonie, dienend
unterzuordnen hat.

Ökumene in Erfurt

Von einem Leser der Evangelischen
Verantwortung erhielten wir nachfolgen-
den Bericht, der Eindrücke von einer
ökumenischen Veranstaltung In Erfurt
wiedergibt.

Den Abschluß einer längeren
Reise durch die DDR bildete ein
unvergeßliches Erlebnis in Erfurt.
Wir wunderten uns schon am
10. November über einen stark be-
suchten Gottesdienst im Refekto-
rium der herrlichen stilklar-goti-
schen Dominikaner Predigerkirche,
in der 1305 Meister Eckhart seine,
das christliche Leben umprägende,
Predigten gehalten hatte.

Am Abend des Martinstages fuh-
ren wir aus einem Außenbezirk in
die Innenstadt. Sie war total ver-
stopft, und wir stellten das Auto ab.
Von allen Himmelsrichtungen ström-
ten strahlenförmig Menschenmas-
sen zum Domplatz. Ganz ruhig
spielte sich das ab, niemand
drängte, keine Organisation war
sichtbar: Männer, Frauen, viel
Jugend, Kinder mit Lampions. Vol-

ler Staunen und Erwartung gingen
wir mit.

Die Stunde der ökumenischen
Begegnung begann mit „Lobet den
Herren". Ein Posaunenchor spielte,
ein Sprecher sagte die Verse lang-
sam vor. Über dem Gottesdienst
stand das Lutherwort: „Wenn jeder
seinem Nächsten dient, dann ist
alles Gottesdienst". Das war auch
der Kerngedanke der Predigt, die
über eine Lautsprecheranlage vor-
züglich übertragen wurde. Viele
Väter hatten ihre Kinder auf der
Schulter, einer bat mich, seine Jun-
gen zu nehmen, da er behindert
war. Wie gern!

Ein gut durchdachtes Fürbitten-
gebet, von Pfarrern beider Bekennt-
nisse gesprochen, schloß sich an.
Erst zögernd, dann sicherer antwor-
teten die Menschen: „Wir bitten
Dich, erhöre uns!" Dann „Ein feste
Burg". Nie habe ich das Lied mit
solcher Inbrunst singen gehört, wie
hier: „... ein Wörtlein kann ihn
fällen".

Nach dem gemeinsamen „Vater
unser" und dem Segen schloß die
Martinsfeier mit „Großer Gott, wir
loben dich".

Die beiden Jungen auf meiner
Schulter blieben sitzen, sie staun-
ten nur, einer murmelte immer:
„Vater unser, Vater unser...". Es
waren Zehntausende evangelische
und katholische Christen. Still ver-
harrten sie noch, den Blick auf die
hell angestrahlten Kirchen gerich-
tet mit dem Kreuz in der Mitte. Der
Sprecher rief nun die Kinder mit
den Lampions auf die Freitreppe.
Ich glaube, es gibt keine gewalti-
gere in Deutschland. Der Sprecher
rief: „Wir grüßen die Menschen
unten auf dem Domplatz durch
Schwenken der Lampions! Wir sind
einander im Glauben verbunden!"

Und nun winkten die Menschen
auf dem weiten Domplatz zurück. —

Still ging man auseinander, ein
frischer zehnjähriger Junge sah
zweifelnd seinen Vater an: „alles
freiwillig?" — Pause — „Ja, Wolf-
gang, ja!"



Berliner Kirchen in der Zerreißprobe
Ursula Besser

Die Autorin des folgenden Beitrages
ist Mitglied des Berliner Abgeordneten-
hauses und Landesvorsitzende des
Evangelischen Arbeitskreises der CDU
in Berlin. Darüber hinaus gehört sie der
Synode der Evangelischen Kirche von
Berlin-Brandenburg an.

Ihre Ausführungen basieren auf der
fast täglichen Konfrontation mit jenen
Kräften in der Berliner Kirche, die eine
Ideologisierung der Gemeinde höher
bewerten als die Verkündigung des
Evangeliums.

Für Ihr Engagement in der Öffent-
lichkeit wurde Frau Dr. Besser mit dem
Bundesverdienstkreuz ausgezeichnet —
ihre Sachkundigkeit ist unbestritten. Im
folgenden Artikel gibt sie ihre persön-
liche Meinung zu einem heiß umstritte-
nen Thema wieder; sie ist jedoch gerne
bereit, weitere Informationen auf An-
frage hin mitzuteilen. Da es In unserer
Leserschaft sicherlich unterschiedliche
Auffassungen zur kirchlichen Situation
in West-Berlin geben mag, stellen wir
ihren Beitrag zur Diskussion.

Die Spannungen in der Evange-
lischen Kirche zu Berlin-Branden-
burg (Berlin-West) und das in den
Mittelpunkt der Kritik gerückte Ver-
halten von Bischof Scharf füllen
nach wie vor Spalten der Zeitun-
gen. Dies ist das — zweifelhafte —
Verdienst in erster Linie der „Lin-
ken" dieser Kirche, mögen diese es
auch noch so vehement bestreiten.
Durch ihre Handlungen und Publi-
kationen fordern sie immer wieder
öffentliche Stellungnahmen heraus,
die eigentlich — gemäß eines
innerkirchlichen „Stillhalteabkom-
mens" — vermieden werden sollten.
Niemand kann guten Gewissens
Schweigen von seinen Kritikern ver-
langen, wenn er sich selbst nicht
gleiche Zurückhaltung auferlegt,
jedes kritische Wort als Hetze ver-
teufelt und es im Rahmen der
kircheninternen Aussprachen an
der nötigen Offenheit und Zuver-
lässigkeit der Aussagen fehlen läßt.
Dies muß ein Klima des Mißtrauens
und der Hektik erzeugen.

Systematische Politisierung

Es gibt bedauerlicherweise gar
keinen Zweifel, daß die Berliner
evangelische Kirche weitgehend
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systematisch politisiert und einer
„stillen Revolution" über die — im
Gegensatz zu den Gemeinde-
ämtern — für den Gemeindechristen
„anonymen" Positionen, in denen
es sich leichter theoretisieren läßt,
unterzogen wird. Der Besuch von
Bischof Scharf bei Ulrike Meinhof
ist nur ein Glied — wenn auch ein
recht spektakuläres — in einer lan-
gen Kette von Ereignissen und
genießt eine geradezu unverdiente
Publizität, die besonders deshalb
gefährlich ist, weil sie den in seiner
Schwere gar nicht zu überschätzen-
den Kern der Auseinandersetzun-
gen verschleiert.

Thesen zur
kapitalistischen Revolution

Seit Scharf — von Dibelius emp-
fohlen — Bischof der Berlin-Bran-
denburgischen Kirche ist, trachtet
er danach, diese Kirche über die
Diakonie — in der Form der poli-
tischen Diakonie - in der Politik
ein energisches Wort mitreden zu
lassen. Dies tut er gewiß in bester
Absicht, als lauterer Mensch, der,
von politischer Verfolgung und
Untergrundarbeit geprägt, um den
Zusammenhalt seiner Kirche und
ihre Nachfolge in der jungen Gene-
ration kämpft und zu Staat in jeder
Form in gespanntem Verhältnis
lebt. Dafür hat er leider in seiner
Umgebung eine Reihe von Helfern
gesammelt, deren Zielsetzung sich
nicht immer so eindeutig bestim-
men läßt, mindestens machen die
Erfahrungen der letzten Jahre dies
sehr schwer. In jedem Fall stehen
sie teilweise unserem freiheitlich-
demokratischen Staat bewußt und
gezielt fern, wenn nicht gar ableh-
nend oder feindlich gegenüber. Zu
ihnen gehört an hervorragender
Stelle der enge Freund von Altbun-
despräsident Heinemann, FU-Pro-
fessor Gollwitzer, der die Kirchliche
Hochschule Berlin verließ, weil sie
ihm nicht „fortschrittlich" — sprich:
marxistisch — genug ausgerichtet
ist und die seinen Schüler Mar-
quardt aus theologischen Gründen

nicht zu habilitieren bereit war.
Auch dieser sitzt heute als Profes-
sor der Philosophie an der FU
Berlin — wie Gollwitzer — im glei-
chen Fachbereich „Philosophie und
Sozialwissenschaften", wo man
Theologie nur noch als Historie zu
betreiben geneigt ist und zu dieser
Einengung theologischer Forschung
und Lehre auch den einzigen katho-
lischen Lehrstuhlinhaber an der FU
zwingen will. Von dem dort ange-
wendeten graduell sorgfältig aus-
gewählten psychischen Terror macht
sich ein Außenstehender kein Bild!
Nicht umsonst betrachten alle Ver-
antwortlichen in Berlin diesen Fach-
bereich mit besonderer Sorge. Goll-
witzer hat seine Thesen in seiner
Schrift „Die kapitalistische Revolu-
tion" komprimiert dargelegt. Danach
ist der Kapitalismus der große
Unterdrücker, Verfälscher und Ver-
derber der Menschheit und des
Erdenballes. Ihm kann nur mit der
sozialistischen Weltrevolution be-
gegnet werden, die gegenwärtig
dadurch verhindert wird, daß die
„weißen Weltmachtzentren" der
nordatlantischen Industriestaaten
durch Hebung des allgemeinen
Lebensstandards den internationa-
len Zusammenschluß der Arbeiter-
klasse in allen Ländern der Welt
unterlaufen. Die westliche „Arbeiter-
aristokratie" solidarisiert sich nach
Gollwitzer eher mit den Eliten ihrer
Industriestaaten, um ihren Lebens-
standard zu halten, als z. B. mit Ur-
einwohnern asiatischer Inselstaaten.
Für Gollwitzer gibt es nur die Alter-
native: Sozialismus oder Barbarei.
Deshalb gehört der Christ auf die
Seite des Sozialismus, und des-
halb ist moderne Theologie nur auf
marxistischer Grundlage möglich.
Die Form der heutigen etablierten
sozialistischen Staaten mit ihrem
Staatskapitalismus lehnt Gollwitzer
noch energischer ab als die west-
lichen Industriestaaten. Nur, meint
er, hätten eben auch die letzteren
diese Entartung des Sozialismus in
den sozialistischen Staaten zu ver-
-antworten, denn gäbe es die west-
lichen Industriestaaten nicht, könn-
ten auch die heutigen sozialistischen
Staaten bereits auf ihren Staats-
kapitalismus und die Verschwen-



dungswirtschaft (= Rüstungsauf-
wendungen) verzichten.

Wer in den vergangenen Jahren
die papers der radikalen Studenten
und Schüler mit ihrer oft abenteuer-
lichen Argumentation regelmäßig
gelesen hat, findet viele bekannte
Parolen in Gollwitzers Buch wieder.
„Weise" Liberale aller politischen
Lager haben immer den Standpunkt
vertreten, diese müsse man nicht
ernst nehmen, denn es sei so un-
sinnig, daß es sich an der Praxis
ganz von selbst erledige. Leider
gibt es nichts, was so unsinnig
wäre, daß es nicht doch eifrige
Adepten fände, die ihm mit Fleiß
anhingen. Für die Berliner Situation
muß man jedenfalls heute das Fazit
ziehen: Rechnet man — und das
kann man getrost tun — nur alle
diejenigen Theologen und kirch-
lichen Mitarbeiter zu dieser Geistes-
richtung, die mit großer Regel-
mäßigkeit — für die Kirchenleitung
dem Namen nach, für die Sonstigen
nur der Zahl nach — Resolutionen
zugunsten von Verfassungsfeinden
sowie SEW-Wahlaufrufe und Auf-
rufe „gegen Isolations- und Folter-
haft" u. a. unterzeichnen, so gehört
jeder siebente der Berliner kirch-
lichen Amtsträger dazu! Interessan-
terweise ist die Berliner Kirchen-
leitung bis heute nicht dazu bereit
gewesen, auch nur innerkirchlich
die Namen der Unterzeichner die-
ser Aufrufe mitzuteilen.

Schwerpunkte
politischer Unterwanderung

Besondere Schwerpunkte dieser
eindeutig politischen Unterwande-
rung in der Form des Marsches
durch die Institutionen sind das
Praktisch-Theologische Ausbil-
dungsinstitut (PTA) (früheres Predi-
gerseminar), das künftig die Aus-
und Weiterbildung auch aller kirch-
lichen Mitarbeiter übernehmen will.
Dort diente über lange Zeit die
Kapelle nur noch als Abstell- und
Tischtennisraum; der wegen Begün-
stigung von Frau Meinhof und ihren
Freunden verurteilte Vikar Burg-
hardt wurde sofort nach Eintritt in
das PTA „wegen seiner besonderen
Verdienste während der Studien-
zeit" in das Leitungsgremium die-
ses Instituts gewählt; dazu gehört
auch die Evangelische Akademie
am Wannsee unter der Leitung von
Pfarrer Berndt, der zusammen mit

Studentenpfarrer Tietze im August
während der Zentralausschuß-
tagung des Weltkirchenrats in Berlin
die — von Baader, Mahler, Meinhof
aus der Haftanstalt angeleitete —
„Kampagne gegen Isolations- und
Folterhaft in der Bundesrepublik
und Westberlin" durch Go-ins, Auf-
rufe und Zeitungsanzeigen mit-
bestritt und mit Diskussionen beim
„Politischen Cafe" in der Galerie
Hammer im Europa-Center, das
„für die Damen und Schlachten-
bummler" diese Konferenz beglei-
tete, dafür warb; dies geschah
bereits Wochen vor derKreuzberger
Kirchenbesetzung und dem Besuch
des Bischofs bei Ulrike Meinhof;
dazu gehören die Studentengemein-
den, die sich besonders als Zentra-
len antiisraelischer Kampagnen
hervorgetan haben oder als Träger
von SEW- und KPD-Propaganda;
nur Christliches hört man in der
Hochschule von ihnen eigentlich so
gut wie gar nicht. Dazu gehört eine
— bis heute nur geringe — Anzahl
meist jüngerer Pfarrer in Gemein-
den, die in engstem Kontakt mitein-
ander stehen. So wanderte der
Vikar Burghardt im Rahmen seiner
Ausbildung zunächst zu jenem
Pfarrer Engelbrecht, der einst Rudi
Dutschke seine Kanzel zur Verfü-
gung stellte und mit Politgottes-
diensten hervortrat und von dort zu
einem früheren Landesjugendpfar-
rer in die Gemeinde eines Kirchen-
kreises, dessen Superindendent
dies erst anläßlich der Prüfung
erfuhr, weil er eben nicht zum
„inneren Kreis" gehört.

Die Berliner Synode war übrigens
im November 1973 nur damit ein-
verstanden, daß Burghardt seine
Ausbildung in Berlin abschließt,
wenn die bei seiner Einstellung von
Propst Dittmann, PTA-Leiter Dr.
Schulze und Bischof Scharf düpierte
Kirchenleitung sich verpflichtete,
ihn nicht in eine Berliner Pfarrstelle
einzuweisen. Dagegen kämpft nun
die „Linke Fraktion" der Berliner
Kirche gegenwärtig mit allen Mit-
teln an. Sie hätte ihn zu gerne als
Studentenpfarrer.

Das PTA versteht sich als „lin-
kes Gegengewicht" gegen die
Kirchliche Hochschule Berlin, die
ihre „Sturmperiode" glücklich hin-
ter sich hat und wieder ein in
christlicher Tradition wurzelndes
Theologiestudium vermittelt. Die
Berliner Synode sah sich deshalb
bei ihrer April-Tagung 1974 veran-
laßt, eine Visitation des PTA zu
beschließen, um sich eingehend
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über den Gang der praktischen
Pfarrerausbildung in Berlin zu infor-
mieren. Die Linken ließen dies nur
unter der Bedingung zu, daß es
keine Überprüfung, sondern ein
brüderliches Gespräch unter Ein-
beziehung des PTA selbst in die
Visitationskommission sei. Inzwi-
schen ist bereits einer der Syno-
dalen unter Protest gegen die Sinn-
losigkeit dieses Unterfangens einer
mehrheitlichen „Selbstkontrolle"
anstelle einer Überprüfung durch
eine unabhängige, sachkundige
Kommission von der Visitation
zurückgetreten. Wer die Themen-
wahl und die Aktivitäten des PTA
beobachtet, kann einfach nicht
glauben, daß dort christliche Pfarrer
für den Gemeindedienst ausgebil-
det werden!

Fraktionsbildung
in der Berliner Synode

Eine Folge dieser Entwicklung ist
eine Fraktionsbildung in der Ber-
liner Synode. Dort stehen sich
heute eine „linke" und eine „gemä-
ßigte" Fraktion nahezu kompromiß-
los gegenüber. Zur „linken" Frak-
tion rechnen z. B. Heinrich Albertz
(der frühere Regierende Bürger-
meister von Berlin und jetzige Pfar-
rer im Kirchenkreis Zehlendorf),
Propst Dittmann (zuständig für Fra-
gen der Ausbildung), Superinten-
dent Rhein (Kirchenkreis Kreuz-
berg), Pfarrer Duntze (gleichfalls
Kreuzberg), Pfarrer Dr. Karnetzki
(Zehlendorf und Vorsitzender des
Öffentlichkeitsausschusses der Ber-
liner Synode); zur anderen Fraktion
zählen u. a. Generalsuperintendent
D. Helbich, Superintendent George
(Kirchenkreis Schöneberg), Super-
intendent Schladebach (Kirchen-
kreis Reinickendorf), Pfarrer Pohl
(Kaiser-Wilhelm-Gedächtniskirche);
zwischen diesen beiden Fraktionen
stehen die „Neutralen", die instän-
dig darauf warten, daß der Sturm
sich wieder lege.

Die eigentlichen Auseinanderset-
zungen werden hinter verschlosse-
nen Türen geführt,die Öffentlichkeit
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wird mit Formulierungen bedacht,
die in Wahrheit keinen brüderlichen
Konsensus darstellen. Die Kirchen-
leitung sucht ihre Kritiker mit allen
Mitteln, bis hin zur Androhung
administrativer Maßnahmen, zum
Schweigen zu bringen.

Anfang des Jahres 1974 erhob
deshalb Generalsuperintendent D.
Helbich die Forderung nach Ein-
setzung einer Notkirchenleitung,
die den „Irrlehren" wehren soll.
Pfarrer Pohl rief auf einer Bekennt-
nisversammlung in der Kaiser-
Wilhelm-Gedächtniskirche „zur
Sammlung um das Evangelium" auf
und ein Superintendent wehrte sich
gegen die „Identifizierung der
Heilsbotschaft mit einer Theorie der

Gesellschaftsveränderungen". Die
Evangelische Aktion Berlin forderte,
klare Positionen zu schaffen: „Die
Diener am Wort sind keine Sozial-
ingenieure, Weltmission ist keine
Weltpolitik".

Die daraufhin einberufene April-
Synode jedoch kapitulierte vor den
Problemen und erklärte: „Die kon-
krete Beschreibung der in unserer
Kirche strittigen Fragen ist nicht
gelungen". Im übrigen wurde „Not-
stand der Kirche" in „kirchliche
Nöte" umdefiniert und den Kritikern
untersagt, sich künftig dazu in der
Öffentlichkeit zu äußern. Letzteres
wird, wie gesagt, so lange nicht
funktionieren, wie nicht alle Teile
gleicherweise Zurückhaltung üben.

Die Berliner Synode hat sich also
nicht als einem Ziel einmütig zu-
strebende brüderliche Versammlung
erwiesen, sondern als fraktioniertes
Kirchenparlament, ohne ehrlich
nach parlamentarischen Regeln
zusammengesetzt zu sein und von
der Aufgabenstellung her wie ein
solches arbeiten zu können. Dies
soll zwar künftig anders werden,

jedoch zeichnet sich bei den vor-
liegenden Diskussionsmodellen
keine Lösung ab, die dieser Ent-
wicklung entsprechend Rechnung
trägt.

Derzeit jedenfalls sind die Ber-
liner Verhältnisse in der evange-
lischen Kirche und Synode ein
Musterbeispiel für Demokratisie-
rung von dafür völlig ungeeigneten
Institutionen und Gremien. Bisher
ist praktisch keiner in der Lage, die
entstandenen Konflikte konstruktiv
zu überwinden und die Fliehkräfte
zu bändigen. Immer mehr gläubige
Christen suchen ihr Heil im Kirchen-
austritt.

Sicher handelt keiner der Betei-
ligten leichtfertig oder gewissenlos.
In dieser Kirche spiegelt sich die
geistige Auseinandersetzung unse-
rer Tage in all ihrer Verwirrung und
Irrung wider. Gerade darum aber
muß sie auch an diesem Orte ge-
führt werden, in aller Offenheit, mit
allem Ernst und mit dem erklärten
Willen zu einem für alle vertretba-
ren Ergebnis.

Denkanstöße
Aus den Arbeitskreisen der EAK-Bundestagung in Mainz

Nachdem in der Januar-Ausgabe der Evangelischen Verantwortung der in der Zwischenzeit weit über die
Grenzen des Evangelischen Arbeitskreises hinaus Resonanz gefundene Vortrag von Professor Eberhard Jüngel
In Mainz wiedergegeben worden war, bringt die März-Ausgabe der Evangelischen Verantwortung In gekürzter
Form die Ergebnisse aus den während der Mainzer Bundestagung durchgeführten vier Arbeitskreisen. Der volle
Wortlaut der Berichterstattung ist in der Mainzer Tagungsbroschüre enthalten, die von Interessenten ab sofort
bei der Bundesgeschäftsstelle des EAK bestellt werden kann und in Kürze zur Auslieferung gelangt.

Arbeitskreis 1:

„Grundwerte
in der pluralen Gesellschaft"

— Gibt es in unserer Gesellschaft
gemeinsame Normen? —
Leitung: Dr. Richard von Weizsäcker
Referenten: Prof. Dr. Trutz Rendtorff, Dr. Chri-
stian Schwarz-Schilling
Gesprächsteilnehmer: Dr. Christopher Dannen-
mann, Prof. Dr. Roman Herzog, Justizminister
Dr. Henning Schwarz, Dr. Hanna Walz
Berichterstatter: Gerd Langguth

Prof. Rendtorff beantwortete in
seinem Referat die Frage nach den
gemeinsamen Normen in unserer
Gesellschaft mit einem eindeutigen
Ja: „Es käme einem gesellschaft-
lichen Selbstmord gleich, wenn wir
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das Fehlen gemeinsamer Normen
nicht nur konstatieren, sondern
diese Feststellung auch noch mit
dem Willen verbinden würden, mög-
liche Reste solcher Normen zu
beseitigen." Zentral an diesem
Referat waren auch die Aussagen,
daß sich eine Pluralität politischer
Positionen nur auf der Basis ge-
meinsamer Normen, letztlich nur im
Rahmen der gegebenen Institutio-
nen unserer Demokratie, verwirk-
lichen kann. Rendtorff stellte sehr
deutlich heraus, daß die Normen
auch in Parteiprogrammen und in
gesetzgeberischem Handeln Ein-
gang finden. Es sei aber falsch zu
behaupten, nur eine bestimmte
Partei würde die Grundrechte ver-
wirklichen wollen. Freiheit als die

Würde des Menschen müsse als
Voraussetzung für eine jede poli-
tische Ordnung gelten. Die Freiheit
des Gewissens könne nicht bedeu-
ten, daß von jedermann ständig
gefordert sei, überall Gewissens-
entscheidungen zu fällen. Außer-
dem sei der Preis der Freiheit der
Mangel an Eindeutigkeit insofern,
als einer pluralen Gesellschaft eine
moralische Orthodoxie nicht ange-
messen sei, wie sie in totalitären
Systemen anzutreffen ist.

Dr. Christian Schwarz-Schilling,
Generalsekretär der hessischen
CDU, lehnte, ähnlich wie Rendtorff,
einen Absolutheitsanspruch auf
alleinige „wahre", „richtige" Politik
einer Partei ab. Es könne durchaus
zutreffen, „daß verantwortlich han-



delnde Politiker, deren geistige
Herkunft nicht im Christentum son-
dern im Sozialismus oder Libera-
lismus verankert ist, bei der kon-
kreten Umsetzung der Grundwert-
orientierungen in politische Ent-
scheidungen gleiche oder gar bes-
sere Realisierungsvorstellungen für
eine humane Gesellschaft vorbrin-
gen können als Politiker, deren
Vorstellungen bewußt im Christen-
tum wurzeln." Er lehnte aber in
diesem Zusammenhang entschie-
den jenen Satz des Godesberger
Programmes der SPD ab, nachdem
sich die Demokratie nur im Sozia-
lismus erfülle, womit die vollendete
Demokratie demnach nur im Sozia-
lismus liege. Jede Gruppe und jede
Partei könne irren. Entscheidend
sei der demokratische Wettbewerb
der politischen Kräfte — allerdings
nur im Rahmen der geltenden Ver-
fassungsordnung. Die plurale Ge-
sellschaft ermögliche eine Vielfalt
von Meinungen, Positionen und
damit auch Konflikten, die jedoch
nicht durch eine religiöse Instanz,
sondern durch die Menschen selber
friedlich geregelt werden können.

Arbeitskreis 2:

„Sozialstaat und Freiheft"

- Sind soziale Gerechtigkeit und
persönliche Freiheit in unserer Welt
vereinbar? —
Leitung: Annemarie Griesinger, Minister für
Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung
Referenten: Dr. Heinrich Geißler, Minister für
Soziales, Gesundheit und Sport; Dr. Fritz
Vilmar
Gesprächsteilnehmer: Dr. Philipp von Bis-
marck, Dr. Eberhard Müller, Prof. Dr. Gerhard
Zeitel
Berichterstatter: Hans-Adolf de Terra

Zwei Thesen standen sich gegen-
über: In der einen wird unsere
Gesellschaft als eine Klassengesell-
schaft beschrieben, woraus zwangs-
läufig der Schluß zu ziehen wäre,
daß allein kollektive Vertretungs-
organe Freiheit ermöglichen kön-
nen. Wie wäre aber diese Forde-
rung mit der Grundthese, die all-
gemein Zustimmung fand, nämlich
der ständigen Überprüfung und
dem weitgehenden Abbau von Herr-
schaftsstrukturen zu vereinbaren?
Keinem wäre damit gedient, wenn
nicht neue Räume für Freiheitsaus-
übung geschaffen würden, sondern
der einzelne erneut an kollektive,
für ihn unkontrollierbare Organe
gewiesen werden müßte.

Die nachfolgenden Überlegungen
fanden dieZustimmung des Arbeits-

kreises: Der Sozialstaat, die sozial
gerechte Gesellschaft, gründet auf
den christlichen Prinzipien von
Solidarität, Subsidiarität und Gleich-
heit. Im Sozialstaat, der sich gleich-
zeitig als freiheitlicher Staat ver-
steht, kommt deshalb dem Sub-
sidiaritätsprinzip besondere Bedeu-
tung zu, da allein dieses die Bei-
behaltung der für die Freiheit not-
wendigen Eigeninitiative garantiert.
Richtigerweise ist daher bei der
notwendigen Weiterentwicklung un-
serer Gesellschaftsordnung hin zu
Partizipation und Humanisierung
die Eigeninitiative des einzelnen zu
stärken. Die Übermacht der Ver-
bände muß in den Dienst des ein-
zelnen gestellt werden, damit der
Mensch nicht Objekt, sondern Sub-
jekt des gesellschaftlichen Prozes-
ses ist. Es ist Aufgabe der Politik,
den Freiheitsspielraum für den ein-
zelnen durch Abbau von entbehr-
lichen Zwängen zu erweitern und
zugleich die Voraussetzungen dafür
zu schaffen, daß immer mehr Men-
schen fähig werden, ihre Freiheit
zu aktualisieren. Deshalb müssen
die Grundrisiken des menschlichen
Lebens — Alter, Krankheit, Unfall,
Arbeitslosigkeit — abgesichert wer-
den. Das schafft für den Bürger
nicht mehr Unfreiheit, sondern mehr
soziale und wirtschaftliche Unab-
hängigkeit.

Das heißt jedoch auch, die Bedin-
gungen des Zusammenlebens in
der Gemeinschaft neu zu ordnen:
Durch die Sozialpflichtigkeit von
Gruppen und Verbänden.

Soziale Gerechtigkeit und Frei-
heit setzen zudem Chancengleich-
heit voraus. Vor allem im Bildungs-
wesen muß ein Ausgleich der
Chancen angestrebt werden. Doch
eine auch nur relative Sicherung
der Chancengleichheit erfordert
Privateigentum, das also nicht nur
aus ökonomischen Gründen, son-
dern auch zur Sicherung der Frei-
heit des einzelnen stärker gefördert
werden muß.

Die als personale soziale Verant-
wortung verstandene Freiheit geht
über die unmittelbaren eigenen
Interessen hinaus. Private Initiative,
die Ziel unserer christlich-demokra-
tischen und christlich-sozialen Poli-
tik ist und bleiben wird, weiß sich
deshalb an die Orientierung am
gemeinsamen Ganzen gebunden.

Hierin beantwortet sich unsere
Frage nach der Vereinbarkeit von
sozialer Gerechtigkeit und persön-
licher Freiheit in unserer Welt.
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Arbeitskreis 3:

„Fortschritt ohne Geschichte?"

— Bringt „progressives" politisches
Handeln einen Fortschritt, wenn es
die Geschichte verleugnet? —
Leitung: Albrecht Martin, Landtagspräsident
Referenten: Prof. Dr. Martin Greiffenhagen,
Prof. Dr. Nikolaus Lobkowicz

Gesprächsteilnehmer: Dr. Hans Bolewski, Dr.
Günther Gottlieb, Prof. Dr. Gerhard Ritter,
Dr. Werner Weidenfeld

Berichterstatter: Kai-Uwe von Hasset, Vize-
präsident des Deutschen Bundestages

Die Aussprache kreiste vor allem
um folgende miteinander zusam-
menhängende Fragen. Zum einen
ging es darum, daß in der heutigen
Diskussion immer wieder ahisto-
rische, ja sogar antihistorische Ar-
gumente vorgebracht werden, daß
versucht wird, die Geschichte aus
dem Bewußtsein zu verdrängen.
Gegen diese Entwicklung wurden
in unserer Diskussion starke Be-
denken vorgebracht. Es wurde
immer wieder die Frage gestellt, ob
Fortschritt ohne Geschichte wirklich
Freiheit bringt, ob er nicht letztlich
politische Konsequenzen hat, weil
er im Grunde dem Ziel des Sozia-
lismus dienen soll.

Professor Dr. Lobkowicz, Mün-
chen, ging von der Überlegung aus,
daß es durchaus nicht selbstver-
ständlich sei, daß es Fortschritt
ohne Geschichte gebe. Daß nämlich
die Summe der Fortschritte die
Summe der Rückschritte überwiege,
könne nicht ohne weiteres bejaht
werden. Die Frage etwa, ob sich
der industrielle Fortschritt wirklich
gelohnt habe, sei angesichts der
Umweltverschmutzung fragwürdig.
Selbst die Entwicklung von der
Herrschaft der Willkür zum Rechts-
staat habe ihre Kosten, nämlich die
der Herrschaft der Bürokraten und
technokratischen Planer sowie der
zunehmenden Gleichmacherei. Es
sei auch fraglich, ob eine Gesell-
schaft wie die unsrige, die Leiden
systematisch abbaue und z. B. den
Tod verdecke und vergesse, wirk-
lich besser sei, als eine Gesell-
schaft, in der Terror zum Alltag
gehöre. Zumindest wüßten wir
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nicht, was aufs Ganze gesehen in
Gottes Augen ein Fortschritt sei.

Dr. Lobkowicz versuchte zu er-
läutern, was unter dem Begriff
„ohne Geschichte" verstanden wer-
den könnte, nämlich entweder ein
Leben ohne Wissen um Geschichte
oder ein Leben ohne Tradition. Der
Begriff könne sich gegen die Bil-
dungspolitiker richten, die Ge-
schichtswissen durch Sozialwissen-
schaften ersetzen wollen, oder
gegen jene, die ein traditionsfeind-
liches Geschichtsverständnis haben.

In seinem Referat ging Professor
Dr. Greiffenhagen aus Stuttgart
davon aus, daß es in der Geschichte
immer eine Evolution, immer neue
Erfindungen gegeben habe. Die
Forderung, die Geschichte zurück-
zudrehen, weil es angeblich einen
Verfall der Gesellschaft gebe, sei
letztlich sinnlos, weil die Bedingun-
gen für den früheren Zustand der
Gesellschaft weggefallen seien.

Es gebe demgegenüber eine
Tradition des revolutionären Pro-
zesses, also jener Prinzipien, die
das „Zeitalter der Revolution" be-
gründet hätten und bis heute be-
stimmten.

Der Konservative suche histo-
rische Fixpunkte, während der Pro-
gressive die Bindung an die Tra-
dition gerade als Verpflichtung auf
Prinzipien der Evolution, der Dyna-
mik und Autonomie des mündigen
Menschen verstehe.

Im Ergebnis meinte also Dr. Greif-
fenhagen, der Konservative wolle
zwar den technisch gesicherten
Wohlfahrtsstaat, nicht aber die poli-
tische Emanzipation. Es gehe aber
nicht um die Bewahrung von Un-

Unsere Autoren

Dietrich-Wilhelm Rollmann, MdB
2 Hamburg 76
Blumenau 82

Dr. Wilhelm Imhoff, MdBü
2 Hamburg 67
Eulenkrugstraße 56

Dr. Ursula Besser, MdA
1 Berlin 62
Rathaus Schöneberg

Dieser Ausgabe der Evange-
lischen Verantwortung Hegt eine
Zählkarte bei, für deren freund-
liche Beachtung wir dankbar sind.

gleichheiten der gesellschaftlichen
Bedingungen, sondern darum, um
die Art von Größe und Glück zu
ringen, das uns angemessen sei.

Arbeitskreis 4:

„Die Zukunft der Dritten Welt
und unsere Zukunft"

— Läßt sich unsere Zukunft ohne
Hoffnung für die Dritte Welt bewäl-
tigen? —
Leitung: Dr. Erika Wolf
Referenten: Prof. Dr. Franz Ansprenger, Dr.
Jürgen Gerhard Todenhöfer
Gesprächsteilnehmer: Prof. Dr. Theodor Bach-
mann, Warner Conring, Henrich von Nussbaum
Berichterstattung: Waltrud Will-Feld

Entwicklungspolitik ist eine Auf-
gabe geworden, die zu leisten nicht
einfach ist. Alle Prognosen für die
Lage der Menschheit in den kom-
menden Jahren weisen auf Ent-
wicklungen hin, deren Auswirkun-
gen die Entwicklungsländer härter
als die Industrienationen treffen.

Diesem Bericht sei ein Wort aus
dem gestrigen Vortrag von Prof.
Dr. Jüngel vorangestellt. Es sind
Gedanken, die bei Referenten und
Diskussionsteilnehmern des Arbeits-
kreises 4 in unterschiedlichen Dar-
stellungen zum Ausdruck gebracht
werden.

„Es gehört zur Aufgabe politi-
scher Vernunft, die unbestreitbaren
Klassengegensätze in anderen
Weltgegenden und zwischen den
Weltgegenden selbst abzubauen.
Was bei uns möglich geworden ist,
sollte woanders nicht unmöglich
sein und mit Hilfe unserer eigenen
Anstrengungen auch möglich wer-
den."

Das Verhältnis der Entwicklungs-
länder zu uns ist schwierig gewor-
den. Die Stabilität - die soziale
und wirtschaftliche — ist gefährdet
und wir haben kein Leitbild anzu-
bieten. Es ist daher die Frage zu
stellen, wie eine Welt mit einer
solchen Ungleichheit leben könne?

Entwicklungspolitik braucht Zeit,
und Entwicklungsstufen zu über-
springen ist fast nicht möglich. Ziel
der Entwicklungspolitik kann nur
sein, beispielsweise die afrika-
nischen Staaten auf ein Niveau an-
zuheben, das diese Länder befä-
higt, ihren Bürgern ein menschen-
würdiges Leben zu bieten.

Entwicklungshilfe bedeutet aber
auch, die Bürger unseres eigenen
Staates auf Änderungen vorzuberei-
ten, die sie begreifen und daher
auch bereit sind anzunehmen.

Unsere Zukunft wird ohne Hoff-
nung für die Dritte Welt nicht be-
wältigt werden. 400 Millionen Men-
schen — und sie wissen nicht, wo-
von sie morgen leben sollen.

Neue Wege zu erfinden — so
sagte Prof. Bachmann — durch ein
Wagnis, das die Kraft aus dem
Glauben schöpft. Von den Inter-
dependenzen zu einer gemeinsa-
men Entwicklung. Wie aber soll
Entwicklungspolitik zukünftig ge-
macht werden?

Hilfen oder Wahrung der Eigen-
interessen — nein — dies ist keine
Alternative, sondern: Hilfen und
Begrenzung der Eigeninteressen
auf der Grundlage der Gegenseitig-
keit.

Es sollen Formen der Entwick-
lungshilfe gefunden werden, die
ausschließlich den Menschen zu-
gute kommen.

Es muß unterschieden werden
zwischen den weiterentwickelten
Ländern der „Dritten Welt" und den
ganz armen Ländern der „Vierten
Welt". Die Ärmsten der Armen -
dies sind etwa 25 Länder — erhal-
ten zur Zeit nur 18% der deutschen
Hilfe. Die Länder der „Vierten Welt"
brauchen unsere Hilfen und unsere
Solidarität.

Daher:

Kurzfristige Interessen sind zu-
gunsten langfristiger Ziele in der
Entwicklungspolitik zurückzustellen.
Hierzu gehört Entwicklungspolitik
aus. einem Guß. Außen-, Wirt-
schafts-, — und hier in Sonderheit
Währungs-, Finanz-, auch Agrar-
und Entwicklungspolitik. Langfristig
müssen sich Veränderungen erge-
ben. Das hat sich schon in der
sogenannten Ölkrise gezeigt. Die
Unterstützung, die die weiterent-
wickelten Länder brauchen, liegt
nicht so sehr in Geldzuwendungen,
sondern in dem technischen Aufbau
dieser Länder; vorzugsweise in der
Ausbildungshilfe.

Der Ausbau einer liberalen und
arbeitsteiligen Weltwirtschaft mit
der Verpflichtung zur sozialen Lei-
stung ist hierzu erforderlich.
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